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Geſetz-Sammlung 
für die g : 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 49. 


(Nr. 4522.) Konzeſſions⸗ und Beſtaͤtigungs-Urkunde für die Rhein-Nahe Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft. Vom 4. September 1856. 


Wie Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 

Preußen dc. ꝛc. | 
Nachdem fich zur Merftellung einer Eiſenbahn von Neunkirchen im Anz 
fchluffe an die Saarbruͤcker Staatsbahn uͤber Creuznach nach Bingerbruͤck am 
Rhein eine Aktiengeſellſchaft gebildet hat, wollen Wir zum Bau und Betriebe 
einer ſolchen Eiſenbahn Unſere landesherrliche Genehmigung hiedurch erthei⸗ 
len, auch die Uns vorgelegten, am 18. Juni 1856. notariell vollzogenen Sta: 
tuten, ungleichen den Uns vorgelegten, unter gleichem Datum notariell vollzo⸗ 
genen Vertrag, nach welchem die Geſellſchaft den Bau und Betrieb der vor⸗ 
gedachten Eiſenbahn unter den, in dem Vertrage enthaltenen naͤheren Bedin⸗ 
gungen dem Staat uͤberlaſſen hat, hiemit landesherrlich beſtaͤtigen. 

Zugleich beſtimmen Wir, daß, ſoweit nicht in den obenerwaͤhnten Sta⸗ 
tuten und in dem Bau- und Betriebs⸗Ueberlaſſungs⸗Vertrage beſondere Feſt⸗ 
ſetzungen getroffen ſind, die in dem Geſetz uͤber die Eiſenbahnunternehmungen 
vom 3. November 1838. ergangenen allgemeinen Vorſchriften, namentlich die 
uͤber die Expropriation, ſowie das Geſetz uͤber die von den Eiſenbahnen zu 
entrichtende Abgabe vom 30. Mai 1853. auf das Rhein-Nahe Eiſenbahnunter⸗ 
nehmen Anwendung finden, desgleichen, daß die mit den mitbetheiligten aus⸗ 
waͤrtigen Staatsregierungen abzuſchließenden Vertraͤge fuͤr die Aktiengeſellſchaft, 
ſoweit es ſie betrifft, verbindlich ſein ſollen. f 

Die gegenwärtige Genehmigungs- und Beftätigungs = Urkunde ift mit 
den Statuten und dem Bau- und Betriebs⸗Ueberlaſſungs-Vertrage durch die 
Geſetz⸗Sammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. i 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. ö f 

Gegeben Bromberg, den 4. September 1856. 


(I. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. Simons. 


Jahrgang 1856. (Nr. 4522.) | 102 Sta⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 24. September 1856. i 
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Statuten 
für die Rhein⸗Nahe Eiſenbahngeſellſchaft. 


Erſter Abſchnitt. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


Tit. I. 
Zweck und Befugniſſe der Geſellſchaft. 


. 


Unter dem Namen „Rhein-Nahe Eiſenbahngeſellſchaft“ wird eine ano⸗ 


nyme Aktiengeſellſchaft nach den Beſtimmungen des Rheiniſchen Handelsgeſetz⸗ 
buches Artikel 29 — 37., fo wie des Geſetzes vom 9. November 1843. (Geſetz⸗ 
Sammlung von 1843. Seite 341 — 346.) gebildet, welche die Erbauung und 
Benutzung einer Eiſenbahn vom Rheine bei Bingen uͤber Creuznach nach Neun⸗ 
kirchen zum Zwecke hat. ö 

Wegen Durchfuͤhrung der Bahn durch das Fuͤrſtenthum Birkenfeld und 
das Landgraͤflich Heſſen⸗Homburgiſche Gebiet wird das Noͤthige durch Staats⸗ 
vertraͤge, deren Abſchluß das Koͤniglich Preußiſche Miniſterium uͤbernommen 
hat, angeordnet. 5 

Das Domizil der vorgenannten Geſellſchaft iſt in Creuznach. 


§. 2. 


Die Geſellſchaft wird dem Staate und dem Publikum gegenuͤber durch 
den Verwaltungsausſchuß nach Maaßgabe der ſpaͤter folgenden Beſtimmun⸗ 
gen vertreten. 


H. 3. 


Die Geſellſchaft kann die Guͤter- und Perſonen-Befoͤrderung auf der 
Bahn fuͤr eigene Rechnung betreiben; ſie kann dieſelbe unter Genehmigung 
der Koͤniglich Preußiſchen Staatsregierung ganz oder theilweiſe anderen Unter⸗ 
nehmern gegen Entrichtung eines Bahngeldes uͤberlaſſen; ſie kann ferner mit 
den Unternehmern von Eiſenbahnen, die in direkter Verbindung mit ihrer Bahn 
ſtehen oder errichtet werden, Vertraͤge wegen gemeinſchaftlicher Benutzung der 
betreffenden Bahnen oder Bahnſtrecken oder einzelner zur Bahn gehoͤrigen Ein⸗ 
richtungen ſchließen; ſie kann endlich, jedoch nicht mit ausſchließlichem Privile⸗ 
gium, die erforderlichen Einrichtungen zur Beförderung der Perſonen und Gi: 
ter von und nach den Stationsplaͤtzen herſtellen. 


H. 4. 


— 787 — 


4. 
Mit landesherrlicher Genehmigung kann die Geſellſchaft auch 


1) Zweigbahnen von den nicht von der Haupthahn beruͤhrten Orten oder 
von Steinkohlengruben und ſonſtigen gewerblichen Anlagen nach der 
Hauptbahn, oder i 

2) en laͤngere Bahnſtrecken zum Anſchluß an ihre Bahn, bauen und 

enutzen. 


Ueber die Anlage ſolcher Zweigbahnen oder laͤngerer Bahnſtrecken be⸗ 
ſchließt die Generalverſammlung. 


§. 3. 
Die Geſellſchaft nimmt das Expropriationsrecht zur Anlage einer Bahn 
mit doppeltem Geleiſe nebſt Zubehoͤr in Anſpruch. 
Die Bahn ſoll vorerſt mit einfachem Geleiſe und den noͤthigen Aus⸗ 
weichungen gebaut werden. N 
Bei den Grunderwerbungen und der Anlage von Bruͤcken, Tunnels und 
ſo weiter iſt jedoch gleich auf ein zweites Geleiſe Ruͤckſicht zu nehmen. 


H. 6. 

Sollte in Folge weiterer Vervollkommnungen in den Transportmitteln 
eine noch beſſere oder wohlfeilere Foͤrderung der Transporte, als auf Eiſen⸗ 
ſchienen und mittelſt Lokomotiven moͤglich werden, ſo kann die Geſellſchaft auch 
das neue Foͤrderungsmittel vorbehaltlich Genehmigung der Koͤniglich Preußiſchen 
Staatsregierung herſtellen und benutzen. 


Tit. II. 
Aktienkapital und Anleihe. 


NY. 

Das Aktienkapital wird auf neun Millionen Thaler oder à Einhunder 
und fünf Kreuzer zu funfzehn Millionen ſiebenhundert und funfzig Tauſen 
Gulden feſtgeſetzt und zerfaͤllt in fünf und vierzig Tauſend auf den Inhaber 
lautende Aktien, jede im Betrage von zweihundert Thalern oder à Einhundert 
fünf Kreuzer zu dreihundert funfzig Gulden Suͤddeutſcher Währung, 

Nach definitiver Feſtſtellung des Bauplanes oder inſofern die ſpatere 
Herſtellung eines zweiten Geleiſes und die Vervollſtaͤndigung des Betriebs⸗ 
Materials es erheiſchen ſollte, kann ein weiteres Kapital bis zu zwei Millionen 
Thalern oder à Einhundert fuͤnf Kreuzer zu drei Millionen fuͤnfhundert Tauſend 
Gulden mittelſt Emiſſion von auf den Inhaber lautenden Prioritäts⸗Obligatio⸗ 
nen beſchafft werden. Ueber dieſe Emiſſion und die Art ihrer Ausfuͤhrung, 
insbeſondere auch die Amortiſation, iſt vorher die Zuſtimmung der Generalver⸗ 
ſammlung einzuholen. 92 12 050 

(Ar. 4522.) 102˙ §. 8. 


5 


H. 8. 


Die Einzahlungen auf die Aktien erfolgen nach der Wahl der Aktionaire 
in Creuznach, Frankfurt a. M. und Berlin, ſowie in den Staͤdten, die ſonſt 
zu dieſem Zwecke etwa von dem Verwaltungsausſchuſſe bezeichnet werden. Die 
gedachten Einzahlungen ſind in Raten bis zu zwanzig Prozent, jedesmal nach 
einer wenigſtens einen Monat vor dem Zahlungstermine von dem Verwaltungs⸗ 
Ausſchuß öffentlich zu erlaſſenden Aufforderung zu leiſten. 

Bei der erſten Ratenzahlung kommen die zu den Vorarbeiten geleiſteten 
Zahlungen in Anrechnung. 


F. 9. 

Wer innerhalb der im F. 8. bezeichneten Friſt die dort gedachten Ein⸗ 
zahlungen nicht leiſtet, hat eine Konventionalſtrafe von zehn Prozent der im 
Ruͤckſtand gebliebenen Raten zum Vortheil der Geſellſchaft verwirkt. 

Wenn innerhalb zweier fernern Monate nach einer erneuerten oͤffentlichen 
Aufforderung des Verwaltungsausſchuſſes die Zahlung noch immer nicht er⸗ 
folgt, ſo iſt die Geſellſchaft berechtigt, die bis dahin eingezahlten Raten als 
verfallen und die durch die Ratenzahlungen, ſowie die durch die urſpruͤngliche 
Zeichnung vom Aktionair erworbenen Anſpruͤche auf den Empfang von Aktien 
fuͤr vernichtet zu erklaͤren. 

Eine ſolche Erklaͤrung erfolgt nach Beſchluß des Verwaltungsausſchuſſes 
durch oͤffentliche Bekanntmachung unter Angabe der Nummern der Aktien. 

Die auf dieſe Art der Geſellſchaft anfallenden Aktien koͤnnen zum Beſten 
derſelben unter Ausſtellung neuer Aktiendokumente anderweitig vergeben und 
verwerthet werden. 

Es konnen aber auch auf Beſchluß des Verwaltungsausſchuſſes, fo lange 
die erſten Aktienzeichner nicht ihrer Verhaftung entlaſſen ſind, die faͤlligen Ein⸗ 
zahlungen eingeklagt werden. g a 


H. 10. 


Ueber den Betrag der Aktien hinaus iſt der Aktionair, unter welcher 
Benennung es auch ſei, zu Zahlungen nicht verpflichtet, den einzigen Fall der 
im H. 9. vorgeſehenen Konventionalſtrafe ausgenommen. 

§. 11. 5 

Ueber die Ratenzahlungen werden mit Nummern bezeichnete Quittungs⸗ 
bogen, auf den Namen lautend, ertheilt und dieſe bei der letzten Zahlung gegen 
die Aktiendokumente ausgewechſelt. Bis dahin vertreten erſtere deren Stelle in 


jeder Hinſicht. a ö 
Die urſpruͤnglichen Aktionaire haften fuͤr den vollen Nominalbetrag ihrer 


Aktien und konnen ſich von dieſer Verpflichtung durch Ueberlaſſung ihrer Rechte 


an Andere nicht befreien, ſo lange nicht vierzig Prozent eingezahlt worden ſind. 


Sobald aber vierzig Prozent des Kapitals auf eine Aktie eingezahlt worden 


ſind, kann der Verwaltungsausſchuß die urſpruͤnglichen Aktionaire der perſoͤn⸗ 
lichen Verpflichtung entlaſſen. 8 
ö ie 


Die Richtigkeit der Uebertragung eines Quittungsbogens zu prüfen, iſt 
die Geſellſchaft zwar berechtigt, aber nicht verpflichtet. i 5 


H. 12. 


Die Aktiendokumente werden nach dem anliegenden Formulare ausge⸗ 
fertigt und von dem Vorſitzenden und zwei Mitgliedern des Verwaltungsaus⸗ 
ſchuſſes unterzeichnet. 8 


$. 13. 


Saͤmmtliche auf die Aktien geleiſteten Einzahlungen werden waͤhrend der 
Bauzeit bis zum Schluſſe des Jahres, in welchem die ganze Bahn in Betrieb 
geſetzt wird, mit vier Prozent jaͤhrlich verzinſt. 5 

Diefe Zinſen werden aus dem Kapitale ($. 7.) entnommen, foweit fie 
nicht durch den bis zu jenem Zeitpunkte aus dem Betriebe aufkommenden Er⸗ 
trage gedeckt werden koͤnnen. 


H. 14. 


Vom 1. Januar des auf die Betriebseroͤffnung ($. 13.) der ganzen 
Bahn vom Rheine bei Bingen bis nach Neunkirchen folgenden Jahres an, 
mit welchem Tage die 4 90900 aus dem Baukapitale aufhoͤrt, wird der 
Reinertrag alljaͤhrlich nach Maaßgabe der folgenden Beſtimmungen unter die 
Aktionaire vertheilt. 

Aus dem Ertrage des Unternehmens werden: 


1) die Verwaltungs-, Unterhaltungs- und Betriebskoſten, die fonftigen, das 
Unternehmen belaſtenden Ausgaben, insbeſondere die nach dem Geſetz 
vom 30. Mai 1853. von der ganzen Bahn (auch von der im Auslande 
liegenden Strecke) zu entrichtende Abgabe beftritten; 

2) die Zinſen für die etwa zu emittirenden Obligationen ($. 7.) einſchließ⸗ 
lich des fuͤr deren Amortiſation auszuſetzenden Fonds entnommen; 

3) Behufs Bildung eines Reſervefonds zur Beſtreitung der Koſten der Er⸗ 
neuerung des Oberbaues und des Inventariums, der Vermehrung der 
Betriebsmittel, ſowie zur Deckung der in außerordentlichen Fallen noͤthi⸗ 
gen Ausgaben, in den erſten fuͤnf Jahren nach der Betriebseroͤffnung 
der ganzen Bahn jaͤhrlich 60,000 Rthlr., ſpaͤter hoͤchſtens jaͤhrlich Ein 
Prozent des Anlagekapitals vorweggenommen. 

Dieſe letztere Beſtimmung hoͤrt auf, nachdem der Reſervefonds 
eine Hoͤhe von Einer Million Thaler erreicht hat. 

Die Zinſen des Reſervefonds fließen ſtets zu den laufenden Ein⸗ 
nahmen. 

4) Betraͤgt der hiernach verbleibende Ueberſchuß mehr als vier Prozent des 
Anlagekapitals, ſo iſt der Verwaltungsausſchuß ermaͤchtigt, von dem 
Mehrbetrage eine angemeſſene Tantieme zu Gunſten der bei der Bahn⸗ 
verwaltung betheiligten Beamten zu verwenden. 

Dieſe Tantieme darf nur im Einverſtaͤndniß mit der Betriebs⸗ 
direktion reſp. dem Handelsminiſterium zur Vertheilung Bang, 
) 


(Nr. 4522.) Der 


| = — 
5) Der nach Abzug der unter eins und drei, eventuell unter zwei und vier 


gedachten Betraͤge und der den Mitgliedern des Verwaltungsausſchuſſes 


zu gewaͤhrenden Entſchaͤdigung (F. 46.) verbleibende Reſt bildet den 
Reinertrag, welcher alljaͤhrlich unverkuͤrzt an die Aktionaire als Dividende 
zu vertheilen iſt. 


H. 15.4 


Mit jeder Aktie werden fuͤr eine angemeſſene Zahl von Jahren nach 
dem anliegenden Formulare Dividendenſcheine nebſt Talon ausgereicht. Die 
Dividendenſcheine find in denjenigen Städten zahlbar, welche im H. 8. genannt 
ſind, oder etwa ſonſt noch von dem Verwaltungsausſchuß dazu beſtimmt wer⸗ 
den, welcher wegen der Dividendenzahlungen die erforderlichen Bekanntmachun⸗ 
gen zu erlaſſen hat. 


§. 16, 
Die Zinſen und Dividenden, welche nicht innerhalb fuͤnf Jahren, vom 
Tage der erſten oͤffentlichen Aufforderung an gerechnet, und nach zweimal in 
Zwiſchenraͤumen von wenigſtens einem Jahre wiederholt erlaſſenen desfallſigen 
offentlichen Aufforderungen in Empfang genommen worden ſind, verfallen der 
Geſellſchaft. i 


17. 


Sollen angeblich verlorene oder vernichtete Aktien oder Talons mortifi⸗ 
zirt werden, ſo erlaͤßt der Verwaltungsausſchuß dreimal in Zwiſchenraͤumen 
von vier Monaten eine oͤffentliche Aufforderung, jene Dokumente einzuliefern 
oder die etwaigen Rechte an dieſelben geltend zu machen. Sind, nachdem zwei 
Monate nach der letzteren Aufforderung vergangen, die Dokumente nicht ein⸗ 
geliefert, oder die Rechte nicht geltend gemacht worden, ſo beantragt der Ver⸗ 
waltungsausſchuß bei dem Koͤniglichen Landgerichte zu Coblenz, die betreffen⸗ 
den Dokumente fuͤr nichtig zu erklaͤren und fertigt, nachdem letzteres geſchehen, 
an deren Stelle andere aus. 

Die Koſten dieſes Verfahrens fallen nicht der Geſellſchaft, ſondern den 
Betheiligten zur Laſt. 

$. 18. 

Das nach H. 7. feſtgeſtellte Geſellſchaftskapital kann nur mit landes⸗ 
herrlicher Genehmigung in Folge Beſchluſſes einer Generalverſammlung erhoͤht 
werden. 

i §. 19. 


Außer dem im H. 7. gedachten Falle dürfen Anleihen nur in Folge eines, 
der Zuſtimmung des Königlich Preußiſchen Miniſteriums für Handel ꝛc. unter: 
worfenen Beſchluſſes der Generalverſammlung kontrahirt werden. 

Voruͤbergehende Benutzung von Kredit bei Bankiers gehört nicht unter 
den Begriff der vorgedachten Anleihen. 


Tit. 
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Tit. III. 


Beſtimmungen uͤber oͤffentliche Bekanntmachungen, Abaͤnderun⸗ 
gen der Statuten, über Auflöfung der Geſellſchaft und Schlich⸗ 
tung von Streitigkeiten. 
§. 20. 

In der jaͤhrlich abzuhaltenden Generalverſammlung ſollen die Reſultate 
der Rechnungsablage und ein Bericht uͤber den Zuſtand der Geſchaͤfte der Ge- 


ſellſchaft mitgetheilt werden. Dieſe Reſultate und der Bericht werden ver⸗ 
offentlicht. a 


H. 21. 


Die in dieſen Statuten vorgeſchriebenen oder vorgeſehenen Bekannt⸗ 
machungen oder oͤffentlichen Aufforderungen ſind genuͤgend in Beziehung auf 
die dabei betheiligten Perſonen erlaſſen, wenn ſie in dem zu Berlin erſcheinen⸗ 
den Preußiſchen Staatsanzeiger, in der zu Coͤln erſcheinenden Coͤlniſchen Zei⸗ 
tung, dem in Frankfurt am Main erſcheinenden Frankfurter (Deutſchen) Jour⸗ 
nal, dem ebendaſelbſt erſcheinenden Aktionair, einem der zu Creuznach heraus⸗ 
kommenden Lokalblaͤtter und dem in Birkenfeld ausgegebenen Birkenfelder Amts⸗ 
blatte erſchienen ſind. 

Geht das eine oder andere dieſer Blaͤtter ein, ſo genuͤgt die Bekannt⸗ 
machung in den übrigen fo lange, bis die naͤchſte Generalverſammlung ein an⸗ 
deres ſtatt des eingegangenen Blattes mit Genehmigung des Koͤniglich Preu⸗ 
ßiſchen Miniſteriums fuͤr Handel ꝛc. beſtimmt haben wird. 


H. 22. 


Beſchluͤſſe, durch die eine Abaͤnderung der Statuten bewirkt wird, ſind 
nur dann guͤltig, wenn ſie durch die Generalverſammlung mit einer Mehrheit 
von wenigſtens drei Viertheilen der Stimmen der gegenwärtigen oder vertrete⸗ 
nen Aktionaire gefaßt werden und beduͤrfen vor ihrer Ausfuͤhrung der landes⸗ 
herrlichen Genehmigung. 

Außerdem muß in den Einberufungsſchreiben zu ſolchen Generalverſamm⸗ 
lungen die beabſichtigte Abaͤnderung angedeutet werden. 5 


H. 23. 


Die Auflöfung der Geſellſchaft kann nur in einer für dieſen Zweck be⸗ 
ſonders angekündigten Generalverſammlung, in welcher alle Aktionaire das 
Stimmrecht auszuuͤben befugt find, durch eine Mehrheit von drei Viertheilen 
der Stimmen beſchloſſen werden. a 

Bei dieſer Generalverſammlung hat jede Aktie Eine Stimme. f 

Der für die Aufloͤſung ſprechende Beſchluß bedarf der landesherrlichen 
Beſtaͤtigung und wird, wenn dieſe erfolgt, durch die im §. 24. erwähnten 
Blaͤtter bekannt gemacht. 

Die Aufloͤſung ſelbſt kann erſt drei Monate nachher erfolgen. a 

(Nr. 4522.) Die 


Die Generalverſammlung hat zu beſtimmen, durch wen die Liquidation 
zu beſorgen iſt. N 


H. 24. 


Streitigkeiten zwiſchen einzelnen Aftionairen und der Geſellſchaft ſollen 
durch zwei von den Parteien zu erwaͤhlende, eventuell von dem Handelsgerichte 
zu Coblenz zu ernennende, in Creuznach wohnende Schiedsrichter ohne Zulaſſung 
von Appell und Kaſſation geſchlichtet werden. 

Können ſich die beiden Schiedsrichter nicht einigen, fo ernennt auf deren 
Antrag der zeitige Vorſitzende des Handelsgerichts zu Coblenz einen Obmann, 
welcher vorzugsweiſe aus den mit richterlichen Eigenſchaften verſehenen Koͤnig⸗ 
lich Preußiſchen Juſtizbeamten zu waͤhlen und gegen deſſen Ausſpruch Appell 
und Kaſſation ebenfalls unzulaͤſſig iſt. 

Beim Beginn des Verfahrens haben die gegen die Geſellſchaft auftre⸗ 
tenden Aktionaire dem Verwaltungsausſchuſſe einen unter ſich zu bezeichnen, 
welchem alle prozeſſualiſchen Akte in einer einzigen Abſchrift zugeſtellt werden 
koͤnnen. Thun ſie dieſes nicht, ſo iſt die Geſellſchaft befugt, ihnen alle Zu⸗ 
ſtellungen in einer einzigen Abſchrift auf dem Sekretariate des Koͤniglichen 
Landgerichts zu Coblenz machen zu laſſen. 


Zweiter Abſchnitt. 


Die inneren Verwaltungs- und Seſchäftseinrichtungen. 


Tit. IV. 
Die Generalverſammlung. 


F. 25. 


Vorbehaltlich der im F. 23. enthaltenen Beſtimmung nehmen nur die 
Beſitzer der Aktien, die den Beſitz derſelben in den Buͤchern der Geſellſchaft 
haben eintragen laſſen, Theil an der Generalverſammlung. Auch iſt zu dem 
Ende erforderlich, daß die Einſchreibung ſpaͤteſtens acht Tage vor dem Tage der 
Generalverſammlung ſtattgefunden habe. 

Die vorbezeichnete Einſchreibung erfolgt auf ſchriftliche Anmeldung bei 
dem Verwaltungsausſchuſſe entweder gegen Vorzeigung der Aktien oder eines 
dem Verwaltungsausſchuſſe als genuͤgend erſcheinenden Zeugniſſes uͤber den 
Beſitz derſelben. N 

Ueber die erfolgte Einſchreibung wird auf Verlangen eine Beſcheini⸗ 
gung ertheilt. 


6 H. 26. | 


Spaͤteſtens einen Tag vor der Generalverſammlung müffen die Beſitzer 

der Aktien oder deren Bevollmaͤchtigten ſich ausweiſen, daß der Beſitz noch immer 

fo beſteht, wie er in den Büchern der Geſellſchaft eingeſchrieben iſt. Di 
ieſer 


5 


Dieſer Ausweis geſchieht bei dem Verwaltungsausſchuſſe entweder durch 
Vorzeigung der Aktien oder durch eine genuͤgende Beſcheinigung, zu deren Er⸗ 
theilung auch die durch Bekanntmachung Seitens des Verwaltungsausſchuſſes 
als hierzu befugt ſpeziell namhaft zu machenden Bankhaͤuſer der Geſellſchaft 
berechtigt ſind, im Falle der Bevollmaͤchtigung außerdem durch Einreichung 

oder Vorzeigung der Vollmacht. L TR T. 
H. 27. 

Die Generalverſammlung wird jaͤhrlich einmal, regelmaͤßig im zweiten 
Jahresviertel, ſonſt nur außergewoͤhnlich, und zwar jedesmal von dem Vor⸗ 
ſitzenden des Verwaltungsausſchuſſes durch oͤffenkliche Aufforderung wenigſtens 
einen Monat vor dem Zuſammentritt berufen. 


H. 28. 
Die Generalverſammlungen werden in Creuznach abgehalten. 


| $. 29. 

Wer von den Aktionairen bei der Generalverſammlung nicht erſcheint, 

oder nicht durch Bevollmaͤchtigte ſich vertreten laͤßt, iſt deſſenungeachtet durch 
die Beſchluͤſſe der Verſammlung gebunden. 


$. 30. 
Nur die Beſitzer von fünf und mehr Aktien, mit Ausnahme des im H. 23. 
vorgeſehenen Falles, ſind in der Generalverſammlung ſtimmberechtigt. 
Das Stimmrecht wird in folgendem Verhaͤltniß ausgeuͤbt: 


a) für fünf bis funfzig Aktien auf je fünf Aktien Eine Stimme; 

b) fuͤr die Aktien, welche Jemand uͤber die Zahl von funfzig hinaus beſitzt 
oder vertritt, oder beſitzt und vertritt ($. 31.), bis zu fuͤnfhundert Aktien 
fuͤr je zehn Aktien Eine Stimme, und ſoll fuͤr die Aktien, welche Jemand 
uͤber die Zahl von fuͤnfhundert Aktien hinaus beſitzt oder vertritt, oder 
beſitzt und vertritt, ein Stimmrecht nicht ausgeuͤbt werden. i 


Hiernach kommen dem Beſitzer von fuͤnfhundert und mehr Aktien fuͤnf 
und funfzig Stimmen zu. ey Pens 
§. 31. 


a Die Aktionaire koͤnnen ſich in Verhinderungsfaͤllen durch andere ſtimm⸗ 

berechtigte Aktionaire vertreten laſſen, außerdem Handlungshaͤuſer durch ihre 
Prokuratraͤger, Gemeinden und oͤffentliche Inſtitute durch ihre Vertreter, Minder⸗ 
jährige durch ihre Vormuͤnder, Ehefrauen durch ihre Ehemaͤnner, wenn dieſe 
Vertreter auch nicht Aktionaire ſind. i 


$. 32. 


Den Vorſitz in der Generalverſammlung fuͤhrt der Vorſitzende des Ver⸗ 
waltungsausſchuſſes, beziehungsweiſe deſſen Stellvertreter. ee 
"Jahrgang 1856. (Nr 4522) ee 103 §. 38. 
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H. 33. 


Der Vorſitzende der Generalverſammlung deſignirt den Protokollfuͤhrer, 
wenn dieſe nicht vorzieht, ihn zu waͤhlen. 

Das Protokoll wird von dem Vorſitzenden, dem Protokollfuͤhrer, den 
gegenwaͤrtigen Mitgliedern des Verwaltungsausſchuſſes und von denjenigen 
Aktionairen unterſchrieben, welche dieſes in der Verſammlung verlangen. 

Die Verſammlung kann aus ihrer Mitte auch drei bis ſechs Aktionaire 
zur Mitvollziehung des Protokolls ernennen. 


$ 34. 


Alle Wahlen und Beſchluͤſſe der Generalverſammlung finden vorbehalt⸗ 
lich der in den $$. 22. und 23. enthaltenen Beſtimmungen nach abſoluter 
ee ſtatt. Sind die Stimmen gleich, ſo entſcheidet der Vor— 
itzende. 

5 oh Wahl des Verwaltungsausſchuſſes erfolgt durch geheime Stimmen: 
abgabe. 


H. 35. 


Der Verwaltungsausſchuß iſt befugt, die Beſchlußnahme uͤber diejenigen 
Antraͤge bis zur naͤchſten Generalverſammlung zu vertagen, welche nicht von 
ihm, ſondern von einzelnen Aktionairen ausgehen und ſeinem Vorſitzenden nicht 
acht Tage vor der Verſammlung ſchriftlich mitgetheilt worden ſind. 

Es kann in dieſem Falle die Verſammlung beſchließen, daß ſie ohne 
weitere Berufung an einem der naͤchſten drei Tage wieder zuſammentreten 
werde, um die Erklaͤrungen des Verwaltungsausſchuſſes zu hoͤren und deshalb 
Beſchluß zu faſſen. ; ö 

Die Generalverſammlung kann das Verfahren bei ihren Verhandlungen 
und Beſchlußnahmen innerhalb der Vorſchriften dieſer Statuten durch ein Regle⸗ 
ment feſtſetzen, welches der Beſtaͤtigung des Koͤniglich Preußiſchen Miniſteriums 
für Handel ꝛc. unterworfen iſt. 


Tit. V. f 
Der Verwaltungs ausſchuß. 


§. 36. 


Der Verwaltungs ausſchuß beſteht aus ſieben Mitgliedern, von denen 
wenigſtens eins in den Kreiſen St. Wendel oder Ottweiler, eins im Fuͤrſten⸗ 
thum Birkenfeld und drei im Kreiſe Creuznach, und zwar von letzteren jeden⸗ 
falls zwei in der Stadt Creuznach, ihren Wohnſitz haben müffen. Sie 

8 N i 


* 
3 


„„ 


Die Mitglieder dürfen nicht weiter als zwölf Meilen von der Bahnlinie 
entfernt wohnen. 3 Bun 


$. 37. 


Aus dem Verwaltungsausſchuß treten in den zwei erſten Jahren je 
zwei und jedesmal im dritten Jahre drei Mitglieder aus und werden durch eine 
neue Wahl erſetzt, indem aber immer das im H. 36. erwaͤhnte Verhaͤltniß auf⸗ 
recht erhalten werden muß. Bis die Reihenfolge des Austritts nach der Amts— 
dauer ſich gebildet hat, entſcheidet das Loos. 

Die Austretenden ſind wieder waͤhlbar. 


$. 38. 


Die Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes muͤſſen fuͤnf Aktien beſitzen 
oder erwerben, welche waͤhrend ihrer Amtsdauer bei der Kaſſe der Geſellſchaft 
niedergelegt werden. 

Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwiegerſohn, ſowie Bruͤder, 
duͤrfen gleichzeitig nicht Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes ſein. 


H. 39. 


Die Wahl der Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes erfolgt in der Ge— 
neralverſammlung der Aktionaire. „ 

Bei der Betriebsverwaltung angeſtellte Beamte koͤnnen nicht Mitglieder 
des Verwaltungsausſchuſſes ſein. 

Wenn in irgend einer Weiſe die Stelle eines Mitgliedes des Verwal⸗ 
tungsausſchuſſes vor dem regelmaͤßigen Ablauf der Amtsdauer erledigt wird, 
ſo erſetzt die naͤchſte Generalverſammlung dieſe Stelle durch neue Wahl fuͤr 
die noch uͤbrige Amtsdauer des Ausgetretenen. 5 


H. 40. 


Der Verwaltungsausſchuß waͤhlt aus ſeiner Mitte einen in Creuznach 
wohnenden Vorſitzenden und einen Stellvertreter deſſelben fuͤr die Dauer von 
einer ordentlichen Generalverſammlung zur anderen. Er kann fuͤr den Fall, 
daß beide Vorſitzende an der Theilnahme einer Verſammlung verhindert ſein 
ſollten, fuͤr dieſe aus ſeiner Mitte einen Vorſitzenden ernennen. 


. 41. 


Die Sitzungen des Verwaltungsausſchuſſes finden in der Regel in Creuz⸗ 
nach ſtatt, und bleibt es dem Verwaltungsausſchuſſe uͤberlaſſen, auch periodiſche 
Sitzungstage feſtzuſetzen. Auch ſonſt koͤnnen Sitzungen des Verwaltungsaus⸗ 
ſchuſſes durch den Vorſitzenden oder bei deſſen Behinderung durch deſſen Stell⸗ 
vertreter anberaumt werden, entweder, wenn er die Berufung fuͤr nothwendig 

(Nr. 4522.) f 103«*0nõ erach⸗ 


Sn 


erachtet, oder wenn dieſelbe von wenigſtens drei Mitgliedern ſchriftlich verlangt 
wird. Die Berufung erfolgt mindeſtens ſechs Tage vor dem beabſichtigten 
Zuſammentritt. 


In dem Berufungsſchreiben ſollen die Gegenſtaͤnde der Berathung im 


Allgemeinen angegeben werden. 


H. 42. 


Zur Faſſung gültiger Beſchluͤſſe muͤſſen wenigſtens vier Mitglieder an: 
weſend fein. Die Beſchluͤſſe werden nach abſoluter Stimmenmehrheit der Anweſen— 
den gefaßt. Iſt nicht dieſe, ſondern nur Stimmengleichheit erreichbar, fo ent: 
ſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. f 

Sollten ſich zu einer Sitzung nicht vier Mitglieder eingefunden haben, 
ſo iſt die Beſchlußfaſſung in einer anderweitigen Sitzung durch drei Mitglieder 
gültig, ſofern eine Einladung zu dieſer Sitzung unter Bezeichnung der zu be⸗ 
rathenden Gegenſtaͤnde an ſaͤmmtliche Mitglieder ergangen iſt. 


H. 43. 


Ueber die Verhandlungen des Verwaltungsausſchuſſes wird Protokoll 
gefuͤhrt, welches, wie die gefaßten Beſchluͤſſe, von den anweſenden Mitgliedern 
zu unterſchreiben iſt. 


H. 44. 


Diem Verwaltungsausſchuß liegt die Wahrung der Rechte und Inter⸗ 
eſſen der Geſellſchaft in ihrem ganzen Umfange, dem Staate und dem Publi⸗ 
kum gegenuͤber, ob; auch beſorgt er die Verwaltung des Geſellſchaftsvermoͤgens, 
den Bau und Betrieb der Bahn nach den in dem gegenwaͤrtigen Statute dar⸗ 
uͤber feſtgeſetzten Normen. 


F. 45. 


Der Verwaltungsausſchuß iſt befugt, vermittelſt eines, mit der Staats⸗ 
Regierung abzuſchließenden Vertrags die ihm ruͤckſichtlich des Baues und des 
demnaͤchſtigen Betriebs der Bahn, ſowie der geſammten Verwaltung des Un⸗ 
ternehmens zuſtehenden geſetzlichen und ſtatutenmaͤßigen Rechte und Obliegen⸗ 
heiten auf eine, von dem Königlich Preußiſchen Miniſterium für Handel ꝛe. 
einzuſetzende Direktion, deren Sitz und Firma von demſelben Miniſterium be⸗ 
ſtimmt wird, zu uͤbertragen. 

1 Folgende Rechte ſollen jedoch dem Verwaltungsausſchuß vorbehalten 
leiben: 
a) Die Ausſchreibung der Einzahlungen auf das Aktienkapital (F. 8.) nach 

Maaßgabe des von der Baubehoͤrde anzuzeigenden Baubeduͤrfniſſes, die 

Entſchließung uͤber die Maaßregeln gegen die mit den Sinpabkungen 5 
Ude: 


8 5 
— 797 — 


Ruͤckſtand verbleibenden Aktionaire und Verausgabung der an die Stelle 
der verfallenen Aktien tretenden neuen Aktiendokumente (F. 9.), die Ent⸗ 
laffung der Aktionaire aus ihrer Verbindlichkeit nach Einzahlung von 
vierzig Prozent (§. 11.), ferner die Unterzeichnung der Quittungsbogen, 
Aktiendokumente, Dividendenſcheine und Talons ($$. 11., 12. und 15.), 
die Bekanntmachung wegen Zahlung der ſich ergebenden Dividenden 
($. 16.), der Erlaß der öffentlichen Aufforderungen in dem F. 17. vor⸗ 
geſehenen Mortifikationsverfahren, die Vertretung der Geſellſchaft bei 
ſchiedsrichterlichen Prozeſſen (H. 24.), die Einſchreibung des Aktienbeſitzes 
in die Buͤcher der Geſellſchaft, Pruͤfung der Legitimation der Aktionaire 
zur Theilnahme an den Generalverſammlungen und die darauf bezuͤg⸗ 
lichen Funktionen ($$. 25. und 26), endlich die Berufung und Leitung 
der Generalverſammlungen ($$. 27., 31., 32., 33. und 35.). 

b) Vor dem Beginn des Bahnbaues iſt die Zuſtimmung des Verwaltungs⸗ 
ausſchuſſes in Betreff der Richtung der Bahnlinie, bevor fuͤr die letztere 
die Genehmigung des Königlich Preußiſchen Handelsminiſteriums nach⸗ 
geſucht wird (Geſetz vom 3. November 1838., H. 4.), fo wie aller für 
Rechnung der Geſellſchaft auszufuͤhrenden Bauten, einzuholen. Ueber 
letztere find ihm deshalb die betreffenden Plane, Zeichnungen und Koſten⸗ 
anſchlaͤge von der Direktion rechtzeitig vorzulegen. 

c) Wenn die Guͤter- oder Perſonenbefoͤrderung auf der Bahn ganz oder 
theilweiſe einer benachbarten Eiſenbahngeſellſchaft gegen Entrichtung eines 
Bahngeldes uͤberlaſſen, wenn mit anderen Geſellſchaften Vertraͤge wegen 
gemeinſchaftlicher Benutzung geſchloſſen werden ſollen (F. 3.), fo iſt dazu 
die Zuſtimmung des Verwaltungsausſchuſſes erforderlich. 

Der Beſchluß über die im $. 14. Nr. 4. erwaͤhnte Tantieme bleibt dem 
Verwaltungsausſchuſſe allein vorbehalten; auch kann ohne ſeine Zuſtim⸗ 
mung dem Reſervefonds kein höherer, als der im H. 14. Nr. 3. bezeich⸗ 
nete Betrag aus dem jaͤhrlichen Ertrage des Unternehmens zugewieſen 
oder derſelbe über den Betrag von Einer Million Thaler erhöht werden. 
In allen wichtigen Angelegenheiten, insbeſondere bei Feſtſtellung und Ab⸗ 
änderung. des Fahrplans und des Tarifs iſt der Verwaltungsausſchuß 
mit ſeinem Gutachten jederzeit zu hoͤren und, dringend eilige Faͤlle ausge⸗ 
nommen, iſt ſeine abweichende Anſicht von der Direktion dem, Königlich 
Preußiſchen Miniſterium ꝛc. zur Entſcheidung einzureichen. Soll aber 
der Tarif für Perſonen oder Güter, oder fuͤr einzelne Klaſſen derſelben 
nach Satzen normirt werden, die niedriger find, als die ſeit Beginn des 
Jahres 1856. beſtehenden entſprechenden Tarifſaͤtze der Königlichen Saar⸗ 
bruͤcker Eiſenbahn, fo iſt dazu die Zuſtimmung des Verwaltungsaus⸗ 
ſchuſſes erforderlich. ee ig 515 

In dem durch den gegenwaͤrtigen Paragraphen vorgeſehenen Falle 
iſt die vom Staate einzuſetzende Direktion hinſichtlich der bezuͤglichen, 
dem Verwaltungsausſchuſſe nicht vorbehaltenen Rechte und Obliegenhei⸗ 
ten dritten Perſonen gegenuͤber gerichtlich und außergerichtlich die Ver⸗ 

treterin der Geſellſchaft. 
(Nr. 4522.) H. 46. 


— 
— 


(a) 
— 
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$. 46. 
Die Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes haben freie Fahrt auf der 


Eiſenbahn, jedoch nur fuͤr ihre Perſon, und erhalten außer dem Erſatz der 


durch ihre Funktionen herbeigeführten Auslagen eine Entſchaͤdigung für ihre 
Muͤhewaltung, welche zu dem Geſammtbetrage von dreitauſend Thalern jähr: 
lich feſtgeſetzt wird. 


Tit. VI. 
Verhaͤltniſſe der Geſellſchaft zur Staatsregierung. 
§. 47. 
»Die Verhaͤltniſſe der Geſellſchaft zum Staate werden durch die ihr zu 


ertheilende Allerhoͤchſte Konzeſſion, durch das Geſetz uͤber die Eiſenbahnunter⸗ 
nehmungen vom 3. November 1838., durch das Geſetz über die Aktiengeſell⸗ 


ſchaften vom 9. November 1843. und durch das Geſetz über die von den Eiſen⸗ 


bahnen zu entrichtende Abgabe vom 30. Mai 1853. beſtimmt. 


H. 48. 


Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, nach dem Verlangen der Militairverwal⸗ 
tung für die auf der Bahn zu befoͤrdernden Transporte von Truppen, Waffen, 
Kriegs⸗ und Verpflegungsbeduͤrfniſſen, ſowie von Militaireffekten jeglicher Art, 


noͤthigenfalls auch außerordentliche Fahrten einzurichten, und zwar dergeſtalt, 


daß fuͤr dergleichen Transporte nicht blos die unter gewoͤhnlichen Umſtaͤnden 
bei den Fahrten zur Anwendung kommenden, ſondern auch die ſonſt noch vor⸗ 
handenen Transportmittel benutzt werden. Auch bleibt der Militairverwaltung 
vorbehalten, ſich zu dergleichen Transporten eigener Transport- und Dampf⸗ 
wagen zu bedienen. 

In ſolchen Fallen wird der Geſellſchaft außer Erſtattung der Feuerungs⸗ 
koſten nur ein maͤßiges Bahngeld gewaͤhrt. Findet daneben auch die Benutzung 
der Transportmittel der Geſellſchaft ſtatt, ſo wird dieſelbe nach billigen Saͤtzen 
beſonders vergütet. s 


Die Geſellſchaft wird darauf Bedacht nehmen, eine Anzahl von Trans⸗ 


portfahrzeugen fo einzurichten, daß ſolche noͤthigenfalls auch zum Transport 
von Pferden benutzt werden koͤnnen, auch eine Anzahl von Wagen in einer 
Laͤnge von zwoͤlf Fuß zum Gebrauch bei der Abſendung von Militaireffekten 
bereit zu halten. 


H. 49. 


Die Geſellſchaft iſt ferner verpflichtet, außer dem unentgeltlichen 1 
porte 


a Ze — u 

porte derjenigen Poſtwagen, welche nöthig find, um die der Poſt anvertrauten 

Guͤter zu befoͤrdern, auch die begleitenden Poſtkondukteure und das expedirende 
Perſonal in jenen Wagen unentgeltlich zu befoͤrdern. 


§. 50. * 


Die Geſellſchaft iſt endlich verpflichtet, dem Koͤniglich Preußiſchen Staate 
zu geſtatten, auf der Bahn einen Staatstelegraphen anzulegen. 


H. 51. 


Im Falle der Unzulaͤnglichkeit der Beitraͤge der Arbeiter zu der bei dem 
Bau der Bahn in Gemaͤßheit des F. 21. der Verordnung vom 21. Dezember 
1846. (Geſetz⸗Sammlung für 1847. Seite 21.) einzurichtenden Krankenkaſſe hat 
die Geſellſchaft die erforderlichen Zuſchuͤſſe zu leiſten. 

Die in den $$. 47 — 51. enthaltenen Beſtimmungen finden auf die ganze 
Bahn, einſchließlich der im Auslande belegenen Strecken, Anwendung. 


Vierter Abſchnitt. 


Tit. VII. 
Voruͤbergehende Beſtimmungen. 


H. 32. 


Diejenigen Perſonen, die in Folge der Aufforderungen der verſchiedenen 
Lokalkomités der Rhein-Saar (jetzt Rhein-Nahe) Bahn freiwillige Beiträge 
zu den auf ſechszehntauſend Thaler ſich belaufenden Koſten der Vorarbeiten 
eingezahlt haben, ſind berechtigt, nach den ihnen bei der Zeichnung gemachten 
Zuſicherungen fuͤr jeden Thaler des eingezahlten Betrages uͤber eine Aktie der 
Rhein⸗Nahe Eiſenbahn zu verfügen, ohne mit dieſen Betraͤgen einer Reduktion 
unterworfen werden zu konnen, im Falle die Zeichnungen im Ganzen die 
Summe von neun Millionen Thalern uͤberſteigen ſollten. Ruͤckſichtlich der von 
den drei Frankfurter Bankhaͤuſern Gebruͤder von Bethmann, Johann Goll und 

Soͤhne und Grunelius und Komp. feſt uͤbernommenen ſechs Millionen Thaler 
verbleibt es bei dem mit denſelben abgeſchloſſenen Vertrage. f 8 


H. 53. 1 . 


Bis zum Eingange der Allerhoͤchſten Genehmigung dieſer Statuten wird 
das Intereſſe der Geſellſchaft, wie bisher, von dem zu ihrer Errichtung gebil⸗ 
deten Komits vertreten, welches alle diejenigen Befugniſſe auszuuͤben berechtigt 
iſt, die in dieſen Statuten dem Verwaltungsausſchuſſe beigelegt ſind, ſowie 
die bisher zur Bildung der Geſellſchaft und zur Ausfuͤhrung des Unternehmens 

(Nr. 4522.) von 


4 


von demſelben getroffenen Maaßregeln genehmigt und als die Geſellſchaft ver⸗ 
pflichtend anerkannt werden. a a 


H. 54. 


Das bisherige proviſoriſche Komité, beſtehend aus den Herren: Huͤtten⸗ 
Biber Guſtav Adolph Boͤcking von der Abentheurerhuͤtte im Fuͤrſtenthum 
Birkenfeld, Rechtskonſulent Wilhelm Eduard Eberts, Architekt Peter Engel⸗ 
mann, Tabacksfabrikant Friedrich Graeff, Landrath Guſtav von Jagow, Buͤr⸗ 
germeiſter Heinrich Kuͤppers, Kaufmann Ludwig Neuhaus, Geheimer Sanitaͤts⸗ 
rath Dr. Johann Ehrhard Peter Prieger, Kaufmann Joſeph Stock, letztere 
acht in Creuznach wohnhaft, und Salinendirektor Carl Schnoedt, zu Muͤnſter 
am Stein wohnhaft, wird für die Geſellſchaft die landesherrliche Konzeſſion 
nachſuchen und iſt bevollmaͤchtigt, diejenigen Abaͤnderungen der Statuten und 
Zuſaͤtze zu denſelben anzunehmen, welche die Königlich Preußiſche Staatsregie⸗ 
rung etwa vorſchreiben wird. 

Alle ſolche Abaͤnderungen ſollen dieſelbe rechtliche Wirkung haben, als 
wenn ſie in den gegenwaͤrtigen Statuten aufgenommen waͤren. Desgleichen 
ift das Komité bevollmaͤchtigt, den im H. 45. der gegenwärtigen Statuten 
vorgeſehenen Vertrag mit der Koͤniglich Preußiſchen Staatsregierung abzu⸗ 
ſchließen und die Geſellſchaft an Stelle des Verwaltungsausſchuſſes dabei zu 
vertreten. ö a 

Alle Beſchluͤſſe werden von dem Komité nach einfacher Stimmenmehr⸗ 
heit und bei Anweſenheit von mindeſtens ſieben Mitgliedern gefaßt; bei Stim⸗ 
mengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreters. 

Sollte bei einer Sitzung die beſchlußfaͤhige Anzahl Mitglieder nicht gegen⸗ 
waͤrtig ſein, ſo koͤnnen in einer zweiten Sitzung auf vier Tage vorher erfolgte 
ſpezielle Einladung des Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreters fuͤnf Mitglieder 
rechtsguͤltige Beſchluͤſſe faſſen. f 


H. SER 


Sofort nach erwirkter landesherrlicher Genehmigung ift das Komité eine 
Generalverſammlung der Aktionaire einzuberufen verpflichtet. Es erſtattet in 
derſelben uͤber ſeine Geſchaͤftsfuͤhrung vollſtaͤndigen Bericht und legt ſeine bis⸗ 
herigen Funktionen nieder. Die Verſammlung ſchreitet alsdann zur Wahl des 
Verwaltungsausſchuſſes, welcher nach feiner Konſtituirung die von dem Komité 
abzulegende Rechnung zu pruͤfen und nach Erledigung etwaiger Erinnerungen 
Decharge zu ertheilen har. ö 

Die letztgedachte Funktion verbleibt im Falle der Uebertragung des Baues 
und Betriebs an den Staat ($. 45.) dem Verwaltungsausſchuſſe. 


1. Schema. 


— 800 P 1 


8. Schema. 


uͤber 
Zweihundert Thaler Preußiſch Kurant, 
oder 
Dreihundert funfzig Gulden Suͤddeutſcher Waͤhrung 
Ä der 


Rhein⸗Nahe Eiſenbahngeſellſchaft. 


Inhaber dieſer Aktie hat fuͤr den obigen darauf eingezahlten Betrag 
nach Maaßgabe der Statuten der Geſellſchaft Antheil an der Rhein-Nahe Eiſen⸗ 
ee deren Ertrage und dem geſammten Eigenthum der Ge- 
ellſchaft. N 


Creuznach, den . ten 18. 


“error er re 


Der Verwaltungsausſchuß der Rhein⸗Rahe Eiſenbahngeſellſchaft. 
| Uunterſchriften.) 


2. Schema. 


8 Dividendenſchein zur Aktie Ag ..... 
Serie 


Inhaber dieſes Scheins erhaͤlt gegen Ruͤckgabe deſſelben aus 
der Hauptkaſſe der Geſellſchaft, beziehungsweiſe an den jedesmal be⸗ 
ſonders zu bezeichnenden Zahlſtellen diejenige Dividende ausbezahlt, 
welche für das Betriebsjahr .... als Reinertrag auf die Aktie 
faͤllt und von dem Verwaltungsausſchuſſe der Geſellſchaft ſtatuten⸗ 
maͤßig bekannt gemacht werden wird. ran: 

Creuznach, den len 18. 


Der Verwaltungsausſchuß der Rhein⸗Nahe Eiſenbahngeſellſchaft. 
N (Unterſchriften.) 


enden, welche nicht innerhalb fünf 


Aufelge §. 16. der Statuten find 
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werden, verjährt 


Jahr 
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67 Schema. 


Talon 
Sie? der Dividendenſcheine 
der 


Rhein⸗Nahe Eiſenbahngeſellſchaft. 


Vorzeiger dieſes Talons ‚erhält gegen Ruͤckgabe deſſelben die fernere 
Serie der Dividendenſcheine der Rhein-Nahe Eiſenbahngeſellſchaft ausgehaͤndigt. 


Creuznach, denn !!; 18. 
Der Verwaltungsausſchuß der Rhein⸗Nahe Eiſenbahngeſellſchaft. 
(Unterſchriften.) 
Be n 


zwiſchen der Staatsregierung und dem geſchäftsleitenden Komité 
der Rhein⸗Nahe Eiſenbahngeſellſchaft wegen Ueberlaſſung des 
Baues und Betriebes der Rhein⸗Nahe Eiſenbahn an den Staat, 
a de dato Creuznach, den 18. Juni 1856. 


H. 1. 


Zur Ausführung des Baues der Rhein⸗Nahe Eiſenbahn, ſowie zum dem⸗ 
nächftigen Betriebe derſelben wird vom Königlich Preußiſchen Miniſterium für 
Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten eine Direktion eingeſetzt, welche inner⸗ 
halb des ihr zugewieſenen Geſchaͤftskreiſes die Rechte und Pflichten einer oͤffent⸗ 
lichen Behörde haben ſoll. 5 i er 

Den Sitz der Direktion und deren Firma beſtimmt das Königlich Preu⸗ 
ßiſche Miniſterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 

Auf dieſe Koͤnigliche Direktion gehen alle geſetzlichen und ſtatutenmaͤßigen 
Rechte und Obliegenheiten des Verwaltungsausſchuſſes, mit alleinigem Aus⸗ 
ſchluß der im H. 45. der Statuten namhafk gemachten, uͤber. Sie wird dem⸗ 
gemaͤß mit Ausnahme der dem Verwaltungsausſchuſſe vorbehaltenen ebener⸗ 
waͤhnten Funktionen und Befugniſſe die geſammte Verwaltung des Unternehmens, 
insbeſondere den Ausbau der Bahn und deren Betrieb fuͤr Rechnung fach 

s ellſcha 


„ 5 


ſellſchaft leiten und uͤberhaupt die Geſellſchaft in allen ihren bezuͤglichen Rechten 
und Verbindlichkeiten gerichtlich und außergerichtlich vertreten. a 
g Von dem Staate wird eine Garantie fuͤr einen Ertrag weder der Geſell⸗ 
ſchaft und den Aktionairen, noch dritten Perſonen gegenuͤber uͤbernommen. 

Die Koſten dieſer Verwaltung, insbeſondere auch die der Koͤniglichen 
Verwaltungsbehoͤrde ſelbſt, Gehälter, Reiſe- und Buͤreaukoſten u. |. w., werden 
vom Koͤniglich Preußiſchen Miniſterium fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche 
Arbeiten feſtgeſtellt und aus dem Fonds. der Geſellſchaft beſtritten. 

Seitens des Staates bleibt vorbehalten, der Königlichen Direktion auch 
die Leitung des Betriebes anderer Bahnen mit zu uͤbertragen. N 

Sollte eine ſolche Vereinigung ſtattfinden, ſo ſollen die Gehaͤlter und die 
Koſten der allgemeinen Verwaltung nach der Meilenzahl auf die betheiligten 
Bahnen vertheilt werden. Dies gilt insbeſondere fuͤr den Fall der Vereini⸗ 
gung der Verwaltung mit der Saarbrücker Staatsbahn oder der zu bauenden 
Saaͤrbruͤcken⸗Trier⸗Luxemburger Eiſenbahn. 15 ; 


1 H. 2. 


Außer den dem Verwaltungsausſchuſſe in $. 45. der Statuten und in 
$. 1. des gegenwärtigen Vertrages vorbehaltenen Befugniſſen und Funktionen 
ſteht demſelben insbeſondere die Vertretung der Geſellſchaft dem Staate und 
der von demſelben eingeſetzten Direktion gegenuͤber zu. 


H. 3. 


Nach vollendetem Bau wird die Koͤnigliche Direktion dem Verwaltungs⸗ 
ausſchuß Behufs definitiver Feſtſtellung des Anlagekapitals die Rechnung über 
die Bauausführung und ebenfo nach Eröffnung des Betriebs alljährlich die 
Rechnung tiber den jährlichen Betrieb in den erſten vier Monaten des folgen⸗ 
den Jahres mittheilen. Diejenigen Erinnerungen gegen die Rechnungen, welche 
nicht ſchon durch die Direktion felbft erledigt werden, überreicht der Verwaltungs⸗ 
ausſchuß dem Koͤniglich Preußiſchen Miniſterium fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffent⸗ 
liche Arbeiten, welchem daruͤber die ſchließliche Entſcheidung zuſteht. 

Kommen einzelne Strecken vor Vollendung der ganzen Bahn zur Er⸗ 
oͤffnung, fo wird die Königliche Direktion uͤber die fertigen Strecken unverweilt 
Rechnung legen. 

Dem Verwaltungsausſchuß ſteht ſchon waͤhrend des Baues die Einſicht 
der Buͤcher und Rechnungen jederzeit offen. 

Auch wird die Königliche Baubehoͤrde dem Ausſchuß auf Erfordern über 
die Lage des Baues jederzeit Auskunft ertheilen. ö 


(Nr. 4522—4523.) (Nr. 4523.) 
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Bee, 


(Nr, 4523.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 4. September 1856., betreffend die Einſetzung einer 
beſonderen oͤffentlichen Behoͤrde unter der Firma: „Koͤnigliche Direktion 
der Rhein-Nahe Eiſenbahn.“ 


Ji Ruͤckſicht auf den unter dem heutigen Datum von Mir landesherrlich be— 
ftatigten Vertrag vom 18. Juni d. J., nach welchem die Rhein⸗Nahe Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft dem Staate den Bau und Betrieb der von Neunkirchen uͤber Creuznach 
nach Bingerbruͤck herzuſtellenden Eiſenbahn uͤberlaſſen hat, ermaͤchtige Ich Sie, 
Behufs Ausuͤbung der dem Staate uͤbertragenen Befugniſſe und Obliegenheiten 
eine beſondere Behörde einzuſetzen. Dieſelbe ſoll die Firma: „Koͤnigliche Die 


rektion der Rhein-Nahe Eiſenbahn“ fuͤhren, vorlaͤufig zu Creuznach ihren Sitz 


nehmen und in den Grenzen der ihr uͤbertragenen Funktionen die Rechte und 
Obliegenheiten einer oͤffentlichen Behoͤrde haben. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 


Bromberg, den 4. September 1856. 
Friedrich Wilhelm. 
d v. d. Heydt. 
An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


